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Sitzung des Innenausschusses des Landtags Rheinland-Pfalz am 29. Juni 2021
TOP 6: ,Ermittlungen gegen Verantwortliche von Pflegediensten in Rheinland-
Pfalz “

Antrag der Fraktion CDU nach 8§ 76 Abs. 2 GOLT
— Vorlage 18/89 —

Sehr geehrter Herr Prasident,

in der vorbezeichneten Sitzung hat der Innenausschuss die Landesregierung zu TOP 6
um schriftliche Berichterstattung gebeten. Dieser Bitte komme ich gerne nach und Gber-

sende lhnen den fiir die Sitzung vorbereiteten Text des Sprechvermerks:
L2Anrede,
die Staatsanwaltschaft Koblenz fihrt in neun Verfahren Ermittlungen gegen

16 Beschuldigte zum Nachteil von Krankenkassen. Die Beschuldigten sind

verdachtig, Pflegeleistungen abgerechnet zu haben, die Gberhaupt nicht
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Kernarbeitszeiten Verkehrsanbindung Parkmoglichkeiten

09:30 - 12:00 Uhr Bus ab Mainz-Hauptbahnhof Schlossplatz, Rheinufer
14:00 - 15:00 Uhr Linie 6 bis Haltestelle BauhofstraRe fur behinderte Menschen:
Freitag: 09:30 - 12:00 Uhr Diether-von-Isenburg-Strale

Die Datenschutzerklarung zur Informationspflicht nach Artikel 13 und 14 der Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Landesda-
tenschutzgesetzes finden Sie auf der Startseite des Internetauftritts des Ministeriums der Justiz: https://im.rlp.de/de/startseite/ (Ziffern 1., ||.1
IIl. und VIIL.). Auf Wunsch tbersenden wir diese Informationen auch in Papierform.



https://jm.rlp.de/de/startseite/
mailto:Geschäftsstelle@landtag.rlp.de

oo Rhelnlﬂndpﬁllz

MINISTERIUM DER JUSTIZ

erbracht worden sein sollen oder jedenfalls nicht durch Personal, dass Uber die
berufliche Qualifikation verfugte, die in den zugrundeliegenden Vertragen mit
den gesetzlichen Krankenkassen vereinbart war. Die Erstattung der
Strafanzeigen erfolgte Gberwiegend durch die potentiell geschadigten

Krankenkassen, in wenigen Fallen durch Patienten und deren Angehdrige.

15 Beschuldigte haben die deutsche Staatsangehorigkeit, wobei je eine Person
auch die lettische beziehungsweise die kasachische Staatsangehdrigkeit
innehaben. Eine Person hat die ukrainische Staatsangehorigkeit.

Die im Raum stehende Schadenshdhe bewegt sich jeweils im vierstelligen oder
funfstelligen Euro-Bereich. Die genaue Hohe wird durch die Ermittlungen zu

klaren sein. Diese dauern noch an.”

Mit freundlichen GriiRen

Herbert Mertin
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